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Vorwort 

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung sind der Stellenwert und der 
rechtliche Schutz der telefonischen Markt- und Sozialforschung in Europa. 
Anlaß der Untersuchung ist ein Normsetzungsvorhaben der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, das unter anderem auf eine Beschränkung der 
telefonischen Umfrageforschung abzielt. 

Die Untersuchung wirft Fragen zum europäischen Wirtschaftsrecht auf, die 
eine über den konkreten Anlaß hinausreichende Bedeutung besitzen. In ihrem 
Zentrum stehen die Kompetenz der Gemeinschaft zur Rechtsangleichung ge-
mäß Art. 100a EGV, Inhalt und Justitiabilität des Subsidiaritätsprinzips, der 
europäische Grundrechtsschutz bei wirtschaftlicher und wissenschaftlicher 
Betätigung sowie das Verhältnis zwischen europäischem und nationalem 
Grundrechtsschutz. 

Die Untersuchung ist aus einem Rechtsgutachten hervorgegangen, das im 
Frühjahr 1995 dem Arbeitskreis deutscher Marktforschungsinstitute e. V. er-
stattet wurde. 

München, im Juni 1995 

Andreas Heldrich Horst Eidenmüller 
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A. Einführung 

I. Sachverhalt 

Innerhalb der Europäischen Gemeinschaft wird seit längerer Zeit über eine 
Harmonisierung der mitgliedstaatliehen Vorschriften zum Schutz von Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten diskutiert. Angesichts der 
raschen technologischen Entwicklung im Bereich der Telekommunikation ge-
winnt vor allem der Datenschutz in Telekommunikationsnetzen zunehmend an 
Bedeutung. 

Nach Ansicht der Kommission stellen die unterschiedlichen daten-
schutzrechtlichen Ansätze der Mitgliedstaaten und das Fehlen eines Schutz-
systems auf Gemeinschaftsebene ein Hemmnis für die Vollendung des Bin-
nenmarktes dar. 1 Für die Tätigkeit der Betriebe und Forschungseinrichtungen 
sowie für die Zusammenarbeit zwischen den Verwaltungen der Mit-
gliedstaaten im Rahmen des gemeinsamen Binnenmarktes sei ein funktio-
nierender grenzüberschreitender Datenfluß unerläßlich. Das Fehlen eines eu-
ropaweiten gleichartigen Datenschutzes könne jedoch zur Folge haben, daß 
ein Mitgliedstaat den grenzüberschreitenden Datenfluß mit der Begründung 
behindere, daß der Datenschutz im Ausgangs- oder Bestimmungsland fehle 
oder unzureichend sei. 2 Zudem könne es aufgrund der Verschiedenartigkeit 
der datenschutzrechtlichen Vorschriften in den Mitgliedstaaten zu Wett-
bewerbsverzerrungen zwischen den privaten Wirtschaftsteilnehmern kommen, 
wenn diese in ihrem jeweiligen Land unterschiedlich strengen Vorschriften 
unterliegen. 3 Schließlich sei ein Gemeinschaftsansatz für den Schutz von Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten auch für die Entwick-
lung der Informatikindustrie und leistungsfahiger Telematikdienste ein we-
sentliches Erfordernis. Die Gemeinschaftspolitiken und -programme für die 
Entwicklung der Informations- und Telekommunikationsindustrie und die 

Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1990a) S. 4. 
2 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (l990a) S. 4; (l990b) S. 17. 

3 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (l990b) S. 17. 
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Verwirklichung des Binnenmarktes drohen nach Ansicht der Kommission 
ernsthaft behindert zu werden, wenn nicht eine aktive Politik der Einführung, 
Entwicklung und Förderung von Sicherheitsnormen für die Informationssy-
steme betrieben wird. 4 

Die Kommission hat deshalb im Jahre 1990 mehrere Maßnahmen vorge-
schlagen, mit denen eine Harmonisierung der mitgliedstaatliehen Vorschriften 
zum Schutz von Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und 
zur Datensicherheit in Informationssystemen erreicht werden soll . Zu diesen 
Maßnahmen gehören zwei Vorschläge für Richtlinien des Rates: 

ein Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zum Schutz von Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten5 und 

ein Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zum Schutz personenbe-
zogener Daten und der Privatsphäre in öffentlichen digitalen Telekom-
munikationsnetzen, insbesondere im diensteintegrierenden digitalen Te-
lekommunikationsnetz (ISDN) und in öffentlichen digitalen Mobilfunk-
netzen.6 

Mit dem ersten Richtlinienvorschlag geht es der Kommission um eine " ... 
Angleichung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied-
staaten für den Schutz von Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten ... ".7 Durch eine "Rahmenrichtlinie" bzw. "allgemeine Richtlinie" soll 
in allen Mitgliedstaaten ein gleichwertiges hohes Schutzniveau im Hinblick 
auf die Grundrechte der Person, insbesondere das Recht auf Privatsphäre, er-
reicht werden. 8 

Der zweite Richtlinienvorschlag zielt demgegenüber darauf ab, die 
"allgemeine Richtlinie" durch die Anwendung der Grundsätze des Daten-
schutzes auf den spezifischen Bedarf der neuen Telekommunikationsnetze zu 
vervollständigen .. Eine auf den Telekommunikationssektor bezogene "sektori-
elle Richtlinie" soll " ... den Telekommunikationsbenutzern in allen Mitglied-

4 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (l990a) S. 4 f. 

S ABl. Nr. C 277 v. 5.11.1990, S. 3 ff. 
6 ABl. Nr. C 277 v. 5.11.1990, S. 12 ff. 

7 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1990a) S. 6. 
8 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1990a) S. 5 f. 
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staaten ein Basisschutzniveau durch Maßnahmen garantieren, die in die 
von den neuen Netzen gebotenen Dienste zu integrieren sind. •9 

Beide Richtlinienentwürfe wurden in der Folgezeit kontrovers diskutiert. 
In einer ausführlichen Stellungnahme setzte sich insbesondere der Wirtschafts-
und. Sozialausschuß mit den Vorschlägen der Kommission auseinander .10 Ob-
wohl er das Vorgehen der Kommission im Grundsatz für berechtigt hielt 
(Ziff. 1.1.1. der Stellungnahme), übte er doch an der Konzeption beider 
Richtlinienentwürfe und an einer Vielzahl von Einzelheiten Kritik. Unter dem 
Eindruck der kritischen Diskussion legte die Kommission in der Folgezeit 
zwei modifizierte Richtlinienentwürfe vor: 

einen geänderten Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und 
zum freien Datenverkehrt I und 

einen geänderten Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parla-
ments und des Rates zum Schutz personenbezogener Daten und der Pri-
vatsphäre in digitalen Telekommunikationsnetzen, insbesondere im 
diensteintegrierenden digitalen Telekommunikationsnetz (ISDN) und in 
digitalen Mobilfunknetzen.l2 

Aus der Sicht der telefonischen Markt- und Sozialforschung ist insbeson-
dere der zuletzt genannte Richtlinienentwurf der Kommission von Bedeutung. 
Die Kommission stützt ihn auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft (EGV), insbesondere auf dessen Art. lOOa (Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten zur Verwirklichung 
des Binnenmarktes).l3 In den Erwägungsgründen führt sie dazu folgendes 
aus: 

"6. Telekommunikationsnetze erfordern spezielle rechtliche, ordnungspolitische und tech-
nische Vorschriften, um die personenbezogenen Daten und die Privatsphäre der Benutzer 

9 Kommission der Europäischen Gemeinschaften (l990a) S. 8. 

10 ABI. Nr. C 159 v. 17.6.1991, S. 38 ff. 

11 ABI. Nr. C 311 v. 27.11.1992, S. 30 ff. Vgl. dazu jetzt den Gemeinsamen Standpunkt 
des Rates vom 20.2.1995, ABI. Nr. C 93 v. 13.4.1995, S. I ff. sowie- ihn analysierend -
Rüpke (1995). 

12 ABI. Nr. C 200 v. 22.7.1994, S. 4 ff. 

13 Die Rechtsgrundlage wird in dem Eingangssatz des geänderten Richtlinienentwurfes an-
gegeben. Vgl. auch Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1994) S. 3. 
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